Kommentar: Europäische Bürgerforen 2008/2009 - Berlin

Sehr geehrte Teilnehmerinnen und Teilnehmer vom Europäischen Bürgerforum in Berlin,

mit Spannung habe ich die Ergebnisse Ihrer Diskussionen erwartet und mit großem Interesse sowie Aufmerksamkeit nun die von Ihnen erarbeitete Bürgererklärung gelesen.

Da ich leider nicht persönlich mit Ihnen in Dialog treten konnte, freue ich mich umso mehr, dass ich nun auf diesem Wege die Gelegenheit wahrnehmen kann, dies zu tun, denn ich erachte es als äußerst wichtig, direkt von Ihnen Meinungen und Ansichten zu politischen Themen und Problemen, die die europäische Gemeinschaft betreffen, zu erfahren. 

Zunächst begrüße ich die drei Schwerpunktthemen "Sozialstandards", "Klima und Umwelt" sowie "Migration und Chancengleichheit", mit denen Sie sich vertiefend auseinandergesetzt haben, sehr. Im Großen und Ganzen vertrete ich hier ähnliche Ansichten wie Sie.  An der Stelle möchte ich zu einigen ausgewählten Punkten Ihrer Bürgerresolution Stellung nehmen.

1. Sozialstandards:

Bildung stellt für mich ein essentielles Gut dar. Jedermann und jedefrau haben ein Anrecht darauf. Ich unterstütze Ihre Auffassung, dass Bildung keine Kostenfrage und darüber hinaus für alle BürgerInnen frei zugänglich sein sollte.

Eine adäquate Grundversorgung erachte ich als einen weiteren sinnvollen Vorschlag Ihrerseits. Wir Grüne haben uns vor knapp zwei Jahren  für eine Grundversorgung ausgesprochen. Ich befürworte dies also sehr. 

Mit Blick auf faire Arbeitsbedingungen halte ich einheitliche Arbeitsstandards und eine gerechte Arbeitsentlohnung für wichtige Mindeststandards, die in allen Mitgliedsstaaten gelten sollten.

Zum Thema Transparenz und Außenkommunikation von politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsabläufen kann ich Ihren Forderungen nur beipflichten. Transparenz und Nachvollziehbarkeit sind in meinen Augen essentielle Voraussetzungen für das Entstehen von Vertrauen. Aus diesem Grund muss der Vertrag von Lissabon baldmöglichst ratifiziert werden. Zusätzlich zum Inkrafttreten des Vertrages müssen Verfahren und Prozesse  auch besser durch die Medien kommuniziert werden. Letzteres erfolgte bisher zu gering und nur wenig gezielt. Politische Entscheidungsverfahren auf Bundes- und EU-Ebene können bereits durch die Unionsbürgerinnen und -Bürger mitverfolgt werden. Diverse politische Medienportale berichten zeitnah über die Ergebnisse der parlamentarischen Arbeit. Dadurch, dass der Bundestag und das Europäische Parlament - und seine Ausschüsse -  öffentlich beraten und tagen, haben Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit, online per Lifestream bzw. Web-TV Debatten und Sitzungen im Internet mitzuverfolgen oder gar als Besucher vor Ort anwesend zu sein. An dieser Stelle ist bereits Transparenz in der Bundes- und EU-Politik gegeben. Auf den Internetseiten des EU-Parlamentes und des Bundestages stehen den EU-Bürgerinnen und -bürgern des Weiteren die Arbeitsergebnisse zum freien Download zur Verfügung. Zusätzlich werden Entschließungen, Ergebnisse von Debatten und Stellungnahmen beider Parlamente im Amtsblatt der EU - dieses erscheint an allen Werktagen in allen Amtssprachen der EU - bzw. diversen Schriftenreihen des Bundestages veröffentlicht. Aber auch die Bürgerforen stellen meiner Ansicht nach ein essentielles Bindeglied zwischen den BürgerInnen, PolitikerInnen und politischen Entscheidungsprozessen dar und tragen zu einer erhöhten Transparenz bei. Politik wird durch die Bürgerforen explizit erfahrbar gemacht, Partizipation und Teilhabe der BürgerInnen an Entscheidungsprozessen werden aktiv gelebt, gefördert und gestärkt. Natürlich gilt es mit Blick auf die Zukunft, dieses Engagement fortzusetzen und weiter auszubauen. 

2. Klima und Umwelt:

Umwelt ist für mich ein besonderes Thema. Ich finde Ihre Idee der Umwelterziehung in der Öffentlichkeit sehr gut. Eine adäquate Wissensvermittlung sollte hier von Anbeginn der Ausbildung garantiert und sichergestellt werden. Bereits die jungen EU-BürgerInnen sollten meiner Ansicht nach so früh wie möglich für umweltgerechtes Handeln sensibilisiert werden und lernen, Verantwortung zu übernehmen. Als Konzept favorisiere ich dafür interaktive, erlebnisorientierte Gruppen- und Projektarbeit - Lernen mit allen Sinnen und z. B. aktive Beteiligung  bei der Initiierung von umweltfreundlichen, nachhaltigen Mobilitätskonzepten auf lokaler Ebene. Um dauerhaft Erfolge zu erzielen, ist es ebenso wichtig, dass die Ausbildung nicht mit Abschluss der schulischen Laufbahn endet, sondern als lebenslanger Lernprozess ausgerichtet wird. Es ist jetzt an uns zu handeln, v. a. mit Blick auf die künftigen Generationen. Diese werden uns daran messen, was wir gegen den Klimawandel getan haben. Eines ist sicher: die Umweltverschmutzung macht nicht vor Ländergrenzen halt. Der Umweltschutz muss folglich grenzüberschreitend angelegt werden. Wenn es die EU nicht schon gäbe, wir müssten sie allein zur Bekämpfung der globalen Erderwärmung erfinden.

Die Stärkung des öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs ist definitiv eine wichtige Komponente mit Blick auf den Umwelt- und Klimaschutz! Ohne eine Wende in der Verkehrspolitik ist der Klimawandel nicht zu stoppen! Denn der Verkehr ist die bis heute am schnellsten wachsende Quelle für Treibhausgas-Emissionen. Hier werden rund 30% des CO2-Ausstoßes in der EU verursacht, wobei der Straßen- und Luftverkehr die Hauptverursacher sind. Neue Abgastechnologien reichen bei weitem nicht aus. Was wir benötigen ist "Soft Mobility". Das bedeutet, dass wir nicht nur den ÖPNV stärken, sondern auch an uns selbst arbeiten müssen. Insbesondere die Art, wie wir uns fortbewegen, müssen wir radikal überdenken und umstellen und gleichzeitig die Nutzung von umweltschädlichen Verkehrsträgern bzw. -arten so weit wie möglich reduzieren!  Dabei plädiere ich - mit Blick auf die europäische Verkehrspolitik - für ein Zusammenwachsen Europas, wobei soziale und ökologische Folgekosten nicht außer Acht gelassen werden dürfen! In diesem Kontext ist mir noch eines wichtig: und zwar, dass Städte nur dann EU-Fördergelder erhalten sollten, wenn ihre Mobilitätskonzepte Nachhaltigkeitskriterien entsprechen!

3. Migration und Chancengleichheit:

Ihre Forderung nach einheitlichen Standards für Schul- und Hochschulabschlüsse kann ich nur unterstützen. Ein erster Schritt in die richtige Richtung ist diesbezüglich bereits mit Beginn des Bolognaprozesses im Jahr 1999 erfolgt. Ziel ist die Schaffung eines einheitlichen europäischen Hochschulwesens. Im Rahmen dieses Vorhabens wurde eine weitreichende Modernisierung nicht nur der deutschen Hochschulen angestoßen und ein neues Bachelor-/ Mastersystem eingeführt. Dieses ermöglicht auf Grundlage eines einheitlichen European Credit Transfer and Accumulation Systems (ECTS) europaweit vergleichbare Abschlüsse. Auch müssen definitiv weitere Anstrengungen unternommen werden, dass neben den Hochschul- auch die Schulabschlüsse europaweiten Standards unterliegen. Im Zuge dessen sollte sicherlich ebenfalls eine Abstimmung der Rahmenlehrpläne erfolgen. Eine Angleichung der Rahmenlehrpläne und die Einführung EU-weit geltender, einheitlicher Ausbildungsabschlüsse würden außerdem zu einer Verbesserung der Chancengleichheit bei der Bewerbung auf dem Arbeitsmarkt beitragen.

Ich hoffe, dass die Arbeitsphasen im Rahmen der Europäischen Bürgerforen 2008/2009 Ihnen neue positive Einblicke in die Arbeitsweise auf Ebene der Europäischen Union eröffnet und Sie viele neue Kenntnisse gewonnen haben, die Sie weiter nach außen kommunizieren können. 

Mit herzlichen Grüßen aus Brüssel
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Michael Cramer
